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I. Allgemeines

Dem im HGB geregelten Bewertungsrecht ist eine Vorschrift aus dem Aktien- 1
recht zugesellt, die Bewertungsfehler zu ahnden hat. Für andere Rechtsformen
war eine solche Ahndung nicht erforderlich, weil dort die Gesellschafter nicht
so anonymisiert sind wie in der AG sondern stärker in das unternehmerische
Geschehen eingebunden, weshalb es bei der GmbH, der KG und der oHG des
scharfen Geschützes eines besonderen Rechtsbehelfs der Sonderprüfung we-
gen unzulässiger Unterbewertung nicht bedarf1. Da die Vorschrift sich mit Be-
wertung befasst, ist sie interdisziplinär mit betriebswirtschaftlichen Erkennt-
nissen aufzufassen und mit dem ausdrücklichen Hinweis zu versehen, dass sie
eine aktienrechtliche Spezialvorschrift ist, also für GmbHen, KGen und andere
Rechtsnormen außerhalb der AG nicht anwendbar ist, auch nicht analog.

Die verfassungsmäßigen Unterschiede zwischen AG und GmbH betonend Gess-
ler, FS Goerdeler, S. 134.
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